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Zu Beginn der Sitzung kommt der Haushaltsausschuss einvernehmlich Uberein, zu den Tages-
ordnungspunkten 1 und 2 in 6ffentlicher Sitzung zu tagen.

Offentlicher Teil

1. Dringlicher Berichtsantrag
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Der DFB und die hessische Steuerverwaltung
— Drucks. 21/4534 —

2. Dringlicher Berichtsantrag
Fraktion der Freien Demokraten
Zustandigkeitsverlagerung der steuerlichen Betreuung des
Deutschen FuBBballbunds (DFB) vom Finanzamt Frankfurt
zum Finanzamt Bad Homburg
— Drucks. 21/4538 —

Abgeordnete Miriam Dahlke: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Sie alle haben den
Wechsel des Finanzamts fir den DFB von Frankfurt zu Bad Homburg mitbekommen. Das wirft
Fragen auf, weil laut Abgabenordnung naturlich die Zustandigkeit von Finanzadmtern nach dem
Sitz der Geschéftsleitung festgelegt wird. Dementsprechend hatte bisher das Finanzamt Frankfurt
die Zustandigkeit fur den DFB.

Wir haben heute diesen Dringlichen Berichtsantrag auch wegen der finanziellen und politischen
Tragweite dieses Wechsels gestellt. Wir erwarten und hoffen, dass der Finanzminister nicht nur
auf das Steuergeheimnis verweist, sondern hier in 6ffentlicher Sitzung dem Landtag bzw. dem
Haushaltsausschuss darlegt, was die Hintergrinde sind, weil es wirklich fatal ware, wenn der
Eindruck entstiinde, dass sich gewisse Institutionen ihr Finanzamt aussuchen kénnen oder der
DFB eine Sonderbehandlung in Steuerfragen bekommt. Im Sinne des Landtags, aber auch der
Steuerzahlerinnern und Steuerzahler ware es wichtig, dass wir hier heute transparente Antworten
bekommen.

Abgeordnete Marion Schardt-Sauer: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Daran an-
knipfend geht es den Freien Demokraten ebenfalls um Transparenz und darum, dass nicht der
Eindruck entsteht, gewisse Falle wiirden anders behandelt, und dass auch nicht der Verweis auf
das Steuergeheimnis erfolgt. Es war teilweise schon Gegenstand der Berichterstattung der letz-
ten Tage, dass selbst der DFB in seinem Finanzbericht Uber diese Konstruktion berichtet. Von
daher darf der Verweis der OFD auf das Steuergeheimnis keine Rolle spielen.

Auch das Finanzministerium ist sicherlich von dem Ansinnen getrieben, mit Blick auf § 27 AQO,
laut dem ein solcher Fall eigentlich nicht vorgesehen ist, aber genau hier gepasst hat und dass
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es etwas ganz Normales und fir alle Blirgerinnen und Blrger verstandlich ist, klar darzulegen,
warum man das so macht, sodass sie danach kein Ungerechtigkeitsgefiihl haben.

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Diese Ge-
legenheit will ich gerne ergreifen. Ich bedanke mich auch fiir das praktische Zusammenziehen
der beiden Tagesordnungspunkte, weil ich in der Tat gerne mit einer ausfihrlichen Vorbemerkung
beginnen mdchte, um auch einmal die ganzen Hintergrinde dieser Entscheidung zu beleuchten.

Diese Vorbemerkung gilt dann natirlich fur beide Dringlichen Berichtsantrage gleichermalfen. Ich
wlrde dann erst diese zusammenhangende Darstellung abgeben und es anschlielend erst bei
dem Antrag der GRUNEN und dann demjenigen der FDP natiirlich noch einmal auf die einzelnen
Fragen herunterbrechen.

Da gerade eben schon das Steuergeheimnis angesprochen worden ist, lassen Sie mich zu Be-
ginn zunachst einmal diesbeziiglich eine Einordnung vornehmen. Die Fragen beider Dringlichen
Berichtsantrage beziehen sich auf geschitzte personenbezogene Daten des Deutschen FulRball-
bundes e.V. — der im Nachfolgenden, wie allgemein bekannt, DFB genannt wird —, die der hessi-
schen Finanzverwaltung im Rahmen von Verwaltungs- und Strafverfahren bekannt geworden
sind. Sie unterliegen damit dem Steuergeheimnis nach § 30 Abgabenordnung. Das Steuerge-
heimnis schitzt neben den gesamten persdnlichen, wirtschaftlichen, rechtlichen, éffentlichen und
privaten Verhaltnissen auch das Verwaltungsverfahren einschlieBlich der ortlichen Zustandigkeit
selbst. Demnach ist es mir grundsatzlich verwehrt, in dieser Sitzung des Haushaltsausschusses
konkrete Angaben zum zugrunde liegenden Fall zu machen.

Eine Offenbarung bestimmter Informationen ist ohne Verletzung des Steuergeheimnisses jedoch
dann zuldssig, wenn der Betroffene gemal § 30 Abs. 4 Nr. 3 Abgabenordnung einwilligt. Um
daher in diesem Falle dem Begehren der Fragesteller nachzukommen, wurde unsererseits der
DFB als Betroffener kontaktiert. Dieser hat in die Offenbarung der vom Steuergeheimnis ge-
schitzten Daten gegenlber dem Haushaltsausschuss des Hessischen Landtags eingewilligt. Die
Offenbarung bezieht sich dabei naturgemafR auf die fir die Fragesteller relevanten Aspekte. —
Das ist sozusagen die Vorbemerkung zum Verfahren, damit wir das vom Steuergeheimnis her
richtig einordnen kdnnen.

Nun, auf der Basis dieser quasi partiellen Befreiung vom Steuergeheimnis, komme ich jetzt zur
eigentlichen Vorbemerkung, also zum inhaltlichen Teil.

Die bessere Einordnung der Angelegenheit gebietet, ohne die steuerrechtlichen Erfahrungen die-
ses Kreises negieren zu wollen, zunachst die Kernfragen im Gesamtkontext zu erlautern, um ein
umfassendes Verstandnis zu schaffen. Zunachst will ich noch einmal den Sachverhalt feststellen.

Der Ausgangspunkt dieser Dringlichen Berichtsantrage bzw. die Fragestellung war, ob die Zu-
standigkeit flr das Besteuerungsverfahren des DFB vom Finanzamt Frankfurt am Main auf das
Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe Ubertragen wurde: Das ist korrekt. Das ist in der Tat dau-
erhaft und vollstandig geschehen. Das heil3t, der DFB selbst und die mit ihm
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zusammenhangenden Unternehmen, die unter einheitlicher Leitung und nach einheitlichen Ge-
sichtspunkten geprift werden, fallen nun in den Zustandigkeitsbereich des Finanzamts Bad Hom-
burg vor der Héhe.

Das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe ist damit zustandig fur die Besteuerung des DFB
nach dem Kdorperschaftssteuergesetz, dem Gewerbesteuergesetz und dem Umsatzsteuergesetz
sowie fur die Bearbeitung laufender und kunftiger Einspruchsverfahren und die Durchflihrung
laufender Betriebsprifungen.

Als Folge dieses Zustandigkeitswechsels geht weiter Uber: die drtliche Zustandigkeit fur die Ver-
waltung der Lohnsteuer fur den DFB als Arbeitgeber vom Finanzamt Frankfurt am Main, aber
statt auf das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe auf das Finanzamt Giel3en, da dieses inso-
weit eine Sonderzustandigkeit besitzt, ferner die 6rtliche Zustandigkeit flir Kassenaufgaben vom
Finanzamt Frankfurt am Main, statt auf das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe auf das Fi-
nanzamt Nidda, da dieses insoweit eine Sonderzustandigkeit besitzt.

Hinsichtlich der Betriebsprifungen will ich schlieBlich fir die besonderen Kenner der Zustandig-
keiten innerhalb der Finanzverwaltung nicht verschweigen, dass die Zustandigkeit flr Betriebs-
prufungen aufgrund einer amtertbergreifenden Zustandigkeit formal beim Finanzamt Giel3en
liegt, welches dem Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe aber per Zustandigkeitsvereinbarung
einen Prifungsauftrag gemaf § 195 Satz 2 Abgabenordnung fiir die laufende Betriebsprifung
erteilt hat.

Die ortliche Zustandigkeit fur Steuerstrafverfahren wurde durch die Zustandigkeitsvereinbarung
hingegen nicht berthrt. Zustéandigkeitsibertragungen in Steuerstrafverfahren mittels Vereinba-
rungen sind gesetzlich nicht vorgesehen. Die sachliche und ortliche Zustandigkeit richtet sich
insofern nach § 386 bis § 390 Abgabenordnung. Hinsichtlich der 6rtlichen Zustéandigkeit kann es
wegen mehrerer im Gesetz vorgesehener Anknipfungstatbestidnde zu Mehrfachzustandigkeiten
kommen — nach dem Ort der Tatentdeckung, nach dem Ort der Tatbegehung, nach der Zustan-
digkeit im Besteuerungsverfahren oder nach dem Wohnsitz des Beschuldigten —, und in diesen
Fallen ist grundsatzlich nach § 390 Abs. 1 Abgabenordnung diejenige Finanzbehdrde zustandig,
die zuerst das Strafverfahren eingeleitet hat. Das kann, wie gesagt, auch nicht per Vereinbarung
Ubertragen werden.

Mit Erlass der Steuerabteilung des Hessischen Ministeriums der Finanzen vom 10. Februar 2026
an die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main sowie die Finanzamter Frankfurt am Main und Bad
Homburg vor der HOhe wurden diese angewiesen, bis zum 23. Februar 2026 die Zustandigkeit
fur das Besteuerungsverfahren des DFB sowie von Unternehmen, die mit diesem im Zusammen-
hang stehen und unter einheitlicher Leitung und nach einheitlichen Gesichtspunkten gepruft wer-
den, vom Finanzamt Frankfurt am Main dauerhaft und vollstandig auf das Finanzamt Bad Hom-
burg vor der Hohe zu Ubertragen.

Die Frage dieser Zustandigkeitsibertragung ist im vorliegenden Fall jedoch nicht nur eine tech-

nische Fragestellung, sondern vor allem eine Fragestellung, die die Glaubwurdigkeit und Neutra-
litdt unserer Finanzverwaltung betrifft. Das mochte ich Ihnen nunmehr naher erlautern.
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Die Ubertragung der Zustandigkeit fir die Besteuerung des DFB und der mit ihm zusammenhén-
genden Unternehmen erfolgte durch eine Zustandigkeitsvereinbarung nach § 27 Abgabenord-
nung infolge des vorgenannten Erlasses meines Hauses. Nach § 27 Abgabenordnung kann eine
andere als die nach den Steuergesetzen originar ortlich zustandige Behoérde die Besteuerung
ubernehmen, wenn zwischen den beteiligten Behérden Einvernehmen besteht und die betroffene
Person zustimmt.

Da es sich um eine Ermessensentscheidung handelt, muss der Zustandigkeitswechsel zweck-
malfig sein. Eine entsprechende Zustandigkeitsvereinbarung wurde zwischen den Finanzamtern
Frankfurt am Main, Bad Homburg vor der Hohe, GielRen und Nidda geschlossen. Das Finanzamt
Frankfurt am Main unterzeichnete diese am 27. Februar 2026, die anderen beteiligten Amter er-
klarten am 3. Marz 2026 ihr gesetzlich erforderliches Einvernehmen.

Eine solche Vereinbarung ist ein in der Finanzverwaltung etabliertes Instrument, welches ange-
wendet wird, um Verfahren zu bindeln und Effizienz zu schaffen, etwa, wenn ein Steuerpflichtiger
in mehreren Bezirken tatig ist, oder wenn eine zentrale Bearbeitung sinnvoll erscheint, oder aus
sonstigen ZweckmaRigkeitserwagungen eine Zuordnung geboten ist.

Dass die Zustandigkeit vom Finanzamt Frankfurt am Main verlagert wurde, beruht auf folgenden
Umstanden und den dazugehdrigen Erwagungen, die in meinem Haus angestellt worden sind:

Meine Damen und Herren, Sie wissen, dass die hessische Finanzverwaltung im Rahmen des
Prozesses gegen den ehemaligen Schatzmeister des DFB vor dem Landgericht Frankfurt am
Main mit ernstzunehmenden Vorwlrfen — auch und insbesondere seitens der Vorsitzenden Rich-
terin — konfrontiert wurde, die den Anschein erwecken kénnten, dass die zustandige Stelle vor-
eingenommen und nicht objektiv sei.

Konkret: Am 4. Februar 2026 sprach die zweite gro3e Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts
Frankfurt am Main den DFB und seinen ehemaligen Schatzmeister — ich zitiere aus den Urteils-
grinden — ,eindeutig, klar und ohne jede Einschrankung“ von dem Vorwurf der Steuerhinterzie-
hung in einem besonders schweren Fall frei. In dem Verfahren wurden erhebliche Bedenken am
Vorgehen — auch der Staatsanwaltschaft, aber das ist fur uns jetzt nicht relevant — der Finanzbe-
hérden gedullert.

Die Vorsitzende Richterin dufert in der mindlichen Verhandlung eine ungewdhnlich deutliche
Kritik am Zusammenwirken von Staatsanwaltschaft, Oberfinanzdirektion und Steuerfahndung so-
wie deren Ermittlungsmethoden. Im Folgenden zitiere ich auszugsweise und nur zu lllustrations-
zwecken einige der getéatigten AuRerungen, wobei ich betonen méchte, dass ich mir diese Aus-
sagen inhaltlich nicht zu eigen mache; ich werde noch darauf eingehen, wie wir damit umgehen.

Die Vorsitzende Richterin sprach beispielsweise davon, ein Stoérgefihl zu haben — das war ihre
Wortwahl —, wenn sie sich anschaue, mit welchen Mitteln Staatsanwaltschaft und Finanzbehor-
den Einfluss auf Zeugen genommen hatten. Sie sprach von strukturellen Schwachen, die nach
ihrer Auffassung bei den Finanzbehoérden vorlagen, und bei denen die linke Hand nicht gewusst
habe, was die rechte tat. Nach ihrer Auffassung sei es Zeit, diesem Schauspiel ein Ende zu set-
zen. Der DFB selbst zeigte sich entsprechend in einer 6ffentlichen Stellungnahme auf seiner
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Homepage fassungslos, da Vorwirfe jahrelang aufrechterhalten worden seien, obgleich sie
langst widerlegt waren. — Gut, das ist die nachvollziehbare Reaktion eines Betroffenen.

Vor diesem Hintergrund war klar, dass es darum geht, jeden Anschein einer Voreingenommen-
heit in laufenden und kinftigen Besteuerungsverfahren zu vermeiden. Die Frage lautet daher fir
mich nicht, warum die Hausleitung des Finanzministeriums in meiner Person gehandelt hat, son-
dern die Frage lautet vielmehr, ob sie nach diesen au3ergewohnlich deutlichen gerichtlichen Hin-
weisen Uberhaupt untétig hatte bleiben und die geduRerten Zweifel ohne jede praktische Konse-
quenz hatte lassen durfen.

Meine Damen und Herren, grundlegendes Prinzip unserer Finanzverwaltung ist, dass nach § 85
Abgabenordnung im Besteuerungsverfahren die Steuern nach MalRgabe der Gesetze gleichma-
Rig festzusetzen und zu erheben sind. Nach § 88 Abgabenordnung hat die Finanzverwaltung alle
steuererheblichen Tatsachen zugunsten wie auch zuungunsten eines Steuerpflichtigen neutral
und unvoreingenommen zu untersuchen, um anschlieend eine sachgerechte Entscheidung tref-
fen zu kénnen. Die GleichmaRigkeit der Besteuerung ist der ureigene Anspruch der Finanzver-
waltung, und genau hier wurden durch die Kritik im vorgenannten Prozess Fragen aufgeworfen,
die den Anschein erwecken kénnten, als sei dieses Prinzip nicht durchgangig gewahrt worden.

Der Zustandigkeitswechsel auf das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe ist daher kein willkir-
licher Akt, sondern die notwendige Konsequenz, um die Unvoreingenommenheit und Integritat
unserer Finanzverwaltung auch in ihrer Erscheinung nach auf3en zu wahren. Der DFB selbst war
nicht in die Entscheidungsfindung eingebunden. Erst im Anschluss wurde er hiertiber informiert
und hat dann, wie gesetzlich vorgeschrieben, seine schriftliche Zustimmung gegenlber dem Fi-
nanzamt Bad Homburg vor der Hohe erteilt.

Meine Damen und Herren, dieser Fall zeigt, es geht nicht allein um die Einhaltung der gesetzli-
chen Vorgaben, sondern insbesondere auch um das Vertrauen in das Handeln der Verwaltung
und damit um das Vertrauen in den Rechtsstaat. Die Ubertragung der Zustandigkeit ist ein klares
Signal flr Transparenz und fir die Unabhangigkeit unserer Behérden. Das Fundament unseres
Steuerrechts, die Gleichbehandlung und die Objektivitat, ist zu schitzen. Deswegen mussen wir
handeln, wenn jemand — wenn vor allem ein Gericht — diese massiv in Frage stellt und uns Ver-
stdRe gegen eine faire Verfahrensflihrung bescheinigt.

Lassen Sie mich an dieser Stelle einen insbesondere im angelsachsischen Raum sehr bekannten
juristischen Leitsatz zitieren, den man mir im Studium hinreichend eingeblaut hat: Justice must
not only be done but must manifestly and undoubtedly be seen to be done. — Dieser Satz gilt
natdrlich in Deutschland gleichermalien und erinnert uns daran, dass es von grundlegender Be-
deutung ist, dass Gerechtigkeit nicht nur geschehen, sondern offensichtlich und zweifelsfrei auch
als geschehen wahrgenommen werden muss.

Die Frage lautet daher nicht, ob die von der Vorsitzenden Richterin aufgeworfene Voreingenom-
menheit vorlag — das kann ich auch zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht beurteilen. Sie lautet
vielmehr, ob durch die 6ffentlich im Gerichtsverfahren getroffenen Aussagen eine Situation ent-
standen ist, in der ein vernlnftiger Mensch eine Voreingenommenheit annehmen kénnte. Wenn,
wie in diesem Fall, durch 6ffentliche Aussagen schwerwiegende Zweifel daran genahrt werden,

De/be 6 HHA 21/30 — 10.06.2026



% pef

21. WAHLPERIODE i HESSISCHER
el L

el L ANDTAG

dass in Steuerverfahren neutral gearbeitet wird, dann ist das kein Bagatellproblem; denn dieses
Vertrauen ist der Kompass unserer Demokratie. Auch ist es letztlich ein klarer Auftrag der Fur-
sorge gegenliber unseren Beschaftigten, die in der Offentlichkeit massiven Vorwiirfen ausgesetzt
waren, ohne sich dagegen zur Wehr setzen zu kénnen.

Der Vorgang, uber den wir hier reden, ist somit entgegen dem teilweise verbreiteten medialen
Eindruck keine Lex specialis fir den DFB. Er ist vielmehr die Entscheidung fir einen angemes-
senen Umgang mit massiven Vorwirfen im Rahmen gesetzlich normierter Instrumente und damit
eine Entscheidung, die in diesem Fall notwendig und richtig war.

Es geht nicht um eine Sonderregelung, auch wenn hier der Ansto3 durch die 6ffentliche Kritik im
Rahmen eines Gerichtsverfahrens ein spezieller sein mag. Aber es fiihrt natlirlich dazu, dass das
Finanzamt Bad Homburg vor der H6he zur Vermeidung jeglichen Anscheins einer Beeinflussung
die damals zuvérderst auf der Bandenwerbung und die damit im Zusammenhang stehende Steu-
erhinterziehung fuBende Aberkennung der Gemeinnutzigkeit erneut prifen muss. Insoweit befin-
den wir uns ja auch im Einspruchsverfahren.

An dieser Stelle nutze ich zudem gerne die Gelegenheit und berichte lhnen, dass unmittelbar
nach dem Bekanntwerden der Vorwilrfe aus dem Gerichtsverfahren die interne Revision meines
Hauses mit der Prlifung der Vorgange beauftragt wurde.

Ergebnisse dieser Priifung liegen noch nicht vor und werden angesichts der Komplexitat des Falls
auch sicher noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Vorher werde ich zu diesem Vorwurf noch
keine inhaltliche Stellung nehmen. Aber, wie gesagt, es geht jedenfalls flr die Zukunft um die
Vermeidung jeglichen bdsen Scheins.

Auf der Basis dieser Vorbemerkung gehe ich nun im Weiteren — im Rahmen der mir durch das
Steuergeheimnis gesetzten Grenzen — auf die einzelnen Fragen der Dringlichen Berichtsantrage
ein. Ich beginne mit dem Dringlichen Berichtsantrag der GRUNEN.

Frage 1. Trifft es zu, dass die finanzbehérdliche Zusténdigkeit fiir den DFB ganz
oder teilweise von dem Finanzamt Frankfurt auf das Finanzamt Bad Hom-
burg lbergehen soll?

Antwort: Ja, die Zustandigkeit flir das Besteuerungsverfahren des DFB sowie von Unternehmen,
die mit diesem im Zusammenhang stehen, wurde vom Finanzamt Frankfurt am Main dauerhaft
und vollstandig auf das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe Ubertragen.

Dies umfasst die Besteuerung nach dem Korperschaftsteuergesetz, dem Gewerbesteuergesetz
und dem Umsatzsteuergesetz sowie die Bearbeitung laufender und kiinftiger Einspruchsverfah-
ren und die Durchfiihrung laufender Betriebsprifungen.

Wie ich bereits in der Vorbemerkung ausgefiihrt habe, ergeben sich ebenfalls Auswirkungen auf
die Verwaltung der Lohnsteuer und die Zustandigkeit fir Kassenaufgaben. Zudem habe ich auf
die Besonderheiten fur die Zustandigkeit in Steuerstrafverfahren hingewiesen.
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Frage 2. Wie und auf welcher Rechtsgrundlage soll der Wechsel des DFB vom Fi-
nanzamt Frankfurt zum Finanzamt Bad Homburg erfolgen?

Frage 3. Wie steht ein solcher Wechsel des Finanzamts im Einklang mit der Abga-
benordnung?

Frage 11. Welche allgemeinen Kriterien legt die hessische Finanzverwaltung bei Zu-

standigkeitsvereinbarungen oder abweichenden Zusténdigkeitsentschei-
dungen zugrunde?

Antwort: Die Fragen 2, 3 und 11 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Ubertragung der Zustandigkeit erfolgte durch den Abschluss einer sogenannten Zustandig-
keitsvereinbarung nach § 27 Abgabenordnung zwischen den betroffenen Finanzamtern Frankfurt
am Main, Bad Homburg vor der Hohe, Gielden und Nidda und steht damit im Einklang mit den
gesetzlichen Regelungen der Abgabenordnung.

Die Voraussetzungen ergeben sich aus der Rechtsgrundlage selbst. Nach § 27 Abgabenordnung
kann eine andere als die originar értlich zustandige Behodrde die Besteuerung bernehmen, wenn
zwischen den beteiligten Behérden Einvernehmen besteht und der Betroffene zustimmt. Die Zu-
standigkeitsvereinbarung ist eine Ermessensentscheidung und muss zweckmalig sein. Zweck-
maRig ist die Entscheidung, weil im Verfahren gegen den ehemaligen Schatzmeister des DFB
vor der zweiten grof3en Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Frankfurt am Main seitens der
Vorsitzenden Richterin unter anderem eine Voreingenommenheit der beteiligten Behorden in den
Raum gestellt wurde.

Einem solchen Vorwurf Iasst sich zligig und angemessen nur durch einen Wechsel der zustandi-
gen Behdrde beheben oder entgegnen, indem eine Behdrde mit dem Fall neu befasst wird, die
bisher noch in keiner Weise involviert war.

Die weiteren Details und Hintergriinde habe ich in der Vorbemerkung ausfihrlich erlautert. Inso-
weit darf ich gerne noch einmal nach oben verweisen.

Frage 4. Gab es im Zusammenhang mit dem Zustéandigkeitswechsel Kontakte, Ge-
sprédche, Schreiben, E-Mails, Telefonate oder sonstige Austausche zwi-
schen Vertreterinnen oder Vertretern des DFB oder von ihm beauftragten
Dritten und der Landesregierung, dem Hessischen Ministerium der Finan-
zen, der Oberfinanzdirektion, beteiligten Finanzadmtern oder anderen Lan-
desbehérden?

Frage 5. Falls ja: Wann fanden diese Kontakte jeweils statt, wer war daran beteiligt
und welchen Gegenstand hatten sie?
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Frage 7. Von wem ging die Initiative fiir den Finanzamtswechsel aus?
Frage 8. Hat der DFB den Zusténdigkeitswechsel angeregt?

Antwort: Die Fragen 4, 5, 7 und 8 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ebenfalls gemein-
sam beantwortet.

Der DFB hat den Zustandigkeitswechsel weder angeregt, noch war er in die Auswahl des Finanz-
amts Bad Homburg vor der H6he eingebunden. Ich habe Ihnen im Rahmen der Vorbemerkung
die Grinde und den zeitlichen Ablauf bereits dargelegt, will aber den Ablauf gerne noch einmal
gerafft wiederholen.

Mit Erlass der Steuerabteilung des Hessischen Ministeriums der Finanzen vom 10. Februar 2026
an die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main sowie die Finanzamter Frankfurt am Main und Bad
Homburg vor der Héhe wurde angewiesen, die Zustandigkeit fir das Besteuerungsverfahren des
DFB sowie von Unternehmen, die mit diesem im Zusammenhang stehen und unter einheitlicher
Leitung und nach einheitlichen Gesichtspunkten geprift werden, vom Finanzamt Frankfurt am
Main dauerhaft und vollstandig auf das Finanzamt Bad Homburg vor der Héhe zu Gbertragen.

Kontakt zum DFB gab es vor dem Hintergrund der gesetzlichen Vorgaben zum Zustandigkeits-
wechsel gemal § 27 Satz 1 Abgabenordnung, da der DFB als Betroffener einem Zustandigkeits-
wechsel zustimmen muss.

Das Finanzamt Bad Homburg vor der H6he hat den DFB deshalb am 19. Februar 2026 aufgefor-
dert, dem Zustandigkeitswechsel zuzustimmen. Diese Zustimmung wurde am 24. Februar 2026
durch den DFB erteilt. Darlber hinaus informierte die Steuerabteilung meines Hauses den DFB
nach der Bekanntgabe des Erlasses Uber den Zustandigkeitswechsel fernmindlich dariber, dass
das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe im Hinblick auf die erforderliche Zustimmung Kontakt
aufnehmen wirde.

Diese Vorabinformation an den DFB durch mein Haus war auch in dem Erlass bereits ausdrtck-
lich erwahnt; denn es musste ja irgendjemand die Hintergriinde erlautern, und dem Finanzamt
sollte klar sein, dass dies bereits geschehen ist und nun nur noch der formale Akt der Zustimmung
eingeholt werden muss.

Frage 6. Welche Behérden waren an der Vorbereitung, Priifung, Abstimmung und
Entscheidung des Zustandigkeitswechsels beteiligt?

Antwort: Der Zustandigkeitswechsel beruht auf einer Entscheidung meines Hauses, deren Er-
wagungen und Ablaufe ich Ihnen in der Vorbemerkung ausfuhrlich geschildert habe.

Aufgrund des bereits dargestellten Prozesses zum Abschluss der Zustandigkeitsvereinbarung
waren ferner die Finanzamter Bad Homburg vor der Hohe, Frankfurt am Main, Gief3en und Nidda
beteiligt. Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main war in den Entscheidungsprozess nicht ein-
gebunden, da sich die Vorwurfe zur Voreingenommenheit durch das Landgericht Frankfurt am
Main zu einem Teil gegen die Oberfinanzdirektion selbst gerichtet haben.
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Frage 9. Welche sachlichen Griinde lagen der Entscheidung zugrunde, die Zustan-
digkeit auf das Finanzamt Bad Homburg zu (ibertragen?

Antwort: Die Ubertragung der Zustandigkeit erfolgte, um in laufenden und kiinftigen Besteue-
rungsverfahren den Vorwurf jeglichen Anscheins einer Voreingenommenheit zu vermeiden und
eine objektive Prufung sicherzustellen. Hintergrund war der bereits in der Vorbemerkung er-
wahnte Prozess am Landgericht Frankfurt am Main und die ebenfalls in der Vorbemerkung ge-
nannten Vorwirfe gegeniber der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main und dem Finanzamt
Frankfurt am Main.

Frage 10. Wurde gepriift, ob der Wechsel Auswirkungen auf laufende steuerliche und
finanzgerichtliche Verfahren oder Fragen der Gemeinniitzigkeit des DFB
hat?

Antwort: Ja, das wurde natlrlich geprift. Wechsel von Zustandigkeiten haben Kraft Natur der
Sache Auswirkungen auf mogliche laufende steuerliche oder finanzgerichtliche Verfahren. Die
konkreten Auswirkungen hangen dabei von der Komplexitat der Struktur des Steuerpflichtigen
ab: Je komplexer diese ist, desto hdher sind die Auswirkungen.

Das Finanzamt Bad Homburg vor der H6he wurde dariiber hinaus angewiesen, die Aberkennung
der Gemeinnutzigkeit fur die Jahre 2014 bis 2015 nochmals objektiv und losgeldst von vorherigen
rechtlichen Auffassungen zu Uberprifen.

Zudem wurde angewiesen, dass wahrend dieser Prifung keine Gesprache mit Bezug zu diesem
Besteuerungsverfahren mit Personen aus dem Hessischen Ministerium der Finanzen, der Ober-
finanzdirektion Frankfurt am Main oder anderen Behdrden geflhrt werden. — Das ist es zum
Dringlichen Berichtsantrag der Fraktion der GRUNEN gewesen.

Ich wiirde mit dem Dringlichen Berichtsantrag der Fraktion der Freien Demokraten weitermachen.
Die Vorbemerkung ist identisch, ich beginne daher direkt mit der Beantwortung der Fragen.

I. Rechtliche Grundlage und Entscheidung

Frage 1. Auf welche konkrete Rechtsgrundlage stiitzt die Landesregierung die Zu-
standigkeitsverlagerung?

Frage 2. Handelt es sich um eine Zusténdigkeitsvereinbarung, eine Organisations-
entscheidung der Finanzverwaltung, eine MalRnahme nach der hessischen
Finanzémter-Zusténdigkeitsverordnung oder um eine andere Rechtsgrund-
lage?

Antwort: Die Fragen 1 und 2 beantworte ich aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam.

Die Zustandigkeitsverlagerung stutzt sich auf eine sogenannte Zustandigkeitsvereinbarung nach
§ 27 Abgabenordnung zwischen den betroffenen Finanzamtern Frankfurt am Main, Bad Homburg
vor der Hohe, GielRen und Nidda. Entsprechend der gesetzlichen Regelung muss zwischen den
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beteiligten Behérden Einvernehmen bestehen und der Betroffene zustimmen. Ich verweise we-
gen der weiteren Einzelheiten auf meine einleitenden Bemerkungen.

Frage 3. Wer hat hier abschlie3end entschieden?
Frage 4. In welcher Form wurde die Entscheidung dokumentiert?

Antwort: Die Fragen 3 und 4 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs ebenfalls gemeinsam
beantwortet.

Mit Erlass der Steuerabteilung des Hessischen Ministeriums der Finanzen vom 10. Februar 2026
an die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main sowie die Finanzamter Frankfurt am Main und Bad
Homburg vor der Héhe wurde angewiesen, die Zustandigkeit fir das Besteuerungsverfahren des
DFB sowie von Unternehmen, die mit diesem im Zusammenhang stehen, unter einheitlicher Lei-
tung und nach einheitlichen Gesichtspunkten gepriift werden, vom Finanzamt Frankfurt am Main
dauerhaft und vollstandig auf das Finanzamt Bad Homburg vor der Héhe zu Ubertragen.

Infolgedessen — das habe ich bereits ausfihrlich in meiner Vorbemerkung ausgefuhrt, ich ver-
weise an dieser Stelle noch einmal darauf — hat das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe den
DFB am 19. Februar 2026 aufgefordert, dem Zustandigkeitswechsel zuzustimmen. Diese Zustim-
mung wurde am 24. Februar 2026 erteilt.

Frage 5. Welche fachlichen Griinde wurden fiir die Verlagerung der Zustéandigkeit
angefiihrt?
Frage 6. Warum wurde nicht an der bisherigen Zusténdigkeit eines Frankfurter Fi-

nanzamts festgehalten?

Antwort: Die Fragen 5 und 6 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs von mir ebenfalls
gemeinsam beantwortet.

Die Ubertragung der Zustandigkeit erfolgte, um in laufenden und kiinftigen Besteuerungsverfah-
ren den Vorwurf jeglichen Anscheins einer Voreingenommenheit zu vermeiden und eine objektive
Prufung sicherzustellen.

Hintergrund war der bereits in der Vorbemerkung erwahnte Prozess am Landgericht Frankfurt
am Main und die ebenfalls in der Vorbemerkung genannten Vorwurfe gegenlber der Oberfinanz-
direktion Frankfurt am Main und dem Finanzamt Frankfurt am Main.

Wie ich bereits ausgefuhrt habe, war ein Handeln notwendig, um jeden Anschein einer Voreinge-
nommenheit in laufenden und kinftigen Besteuerungsverfahren zu vermeiden. Als wirksame
MalRnahme wurde daher der Wechsel der zustéandigen Behdrden vollzogen. Da es in der Stadt
Frankfurt am Main nur ein Finanzamt gibt, kam ein Zustandigkeitswechsel nur zu einer Behérde
aullerhalb der Stadt Frankfurt am Main in Betracht.
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Frage 7. Warum wurde gerade das Finanzamt Bad Homburg ausgewéhlt?
Frage 8. Welche alternativen Lésungen oder Finanzdmter wurden gepriift?

Antwort: Die Fragen 7 und 8 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwor-
tet.

Das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe wurde ausgewahlt, weil es bisher nicht mit den steu-
erlichen Angelegenheiten des DFB befasst war, zugleich aber Uber umfassende Kenntnisse und
Erfahrungen im Bereich der Besteuerung gemeinnitziger Kérperschaften verfiigt. Dies war ein
entscheidendes Kriterium, um Neutralitdt und Fachkompetenz zu gewahrleisten.

Frage 9. Ist die Zustéandigkeitsverlagerung befristet oder dauerhaft angelegt?

Antwort: Die Zustandigkeitsverlagerung ist dauerhaft angelegt.

Frage 10. Fiir welche Steuerarten, Veranlagungszeitrdume und Verfahren gilt die Zu-
sténdigkeitsverlagerung konkret?

Antwort: Das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe ist fir die Kérperschaftssteuer, die Gewer-
besteuer und die Umsatzsteuer des DFB und der mit diesem zusammenhangenden Unterneh-
men zustandig. Darlber hinaus ist es fir die Bearbeitung laufender und kiinftiger Einspruchsver-
fahren sowie die Durchfuhrung laufender Betriebsprufungen verantwortlich. Wie ich bereits in der
Vorbemerkung ausgefiihrt habe, ergeben sich ebenfalls Auswirkungen auf die Verwaltung der
Lohnsteuer und die Zustandigkeit fir Kassenaufgaben.

Frage 11. Welche laufenden oder abgeschlossenen DFB-Verfahren bleiben von der
Zustéandigkeitsverlagerung unberiihrt?

Antwort: Die ortliche Zustandigkeit fur Steuerstrafverfahren wurde durch die Zustandigkeitsver-
einbarung nicht berGhrt. Zustandigkeitsibertragungen in Steuerstrafverfahren mittels Vereinba-
rungen sind gesetzlich nicht mdglich.

Il. Chronologie und Kenntnisstand der Landesregierung

Frage 12. Seit wann ist der Landesregierung bekannt, dass die steuerliche Zustan-
digkeit fiir den DFB vom Finanzamt Frankfurt am Main auf das Finanzamt
Bad Homburg vor der H6he verlagert werden soll oder bereits verlagert
wurde?

Frage 13. Wann wurden der Finanzminister, die Staatssekretdrsebene und die zu-
sténdige Abteilungsleitung jeweils erstmals informiert?
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Frage 14. Wurde die Staatskanzlei liber den Vorgang informiert oder beteiligt?
Frage 15. Wurde der Ministerprésident (iber den Vorgang informiert?

Antwort: Die Fragen 12 bis 15 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.

Die Entscheidung wurde durch den Leiter der Abteilung flir Steuern nach Ricksprache mit der
Hausleitung des Hessischen Ministeriums der Finanzen am 9. Februar 2026 getroffen, und der
Erlass dann am 10. Februar 2026 bekanntgegeben.

Aufgrund des Steuergeheimnisses, welches gemafy § 30 Abgabenordnung auch die Frage der
ortlichen Zustandigkeit mit umfasst, wurde die Entscheidung Uber den Wechsel der Zustandigkeit
seitens des Hessischen Ministeriums der Finanzen nicht innerhalb der Landesregierung trans-
portiert.

Frage 16. Wann wurde der DFB Uliber die beabsichtigte oder beschlossene Zustéan-
digkeitsverlagerung informiert?

Antwort: Der DFB wurde nach der getroffenen Entscheidung erstmals am 11. Februar 2026
durch mein Haus Uber den Zustandigkeitswechsel informiert. Die Steuerabteilung erlauterte die
Hintergrinde und teilte mit, dass das Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe im Hinblick auf die
erforderliche Zustimmung gemaR § 27 Satz 1 Abgabenordnung Kontakt aufnehmen wird.

lll. Kontakte mit dem DFB und mogliche Einflussnahmen

Frage 17. Welche Kontakte gab es seit dem 1. Januar 2020 zwischen der Landesre-
gierung, dem Hessischen Ministerium der Finanzen, der Oberfinanzdirek-
tion Frankfurt am Main oder hessischen Finanzédmtern einerseits und dem
DFB andererseits zur Frage der Verlagerung der Zustandigkeiten?

Frage 18. Hat der DFB selbst eine Verlagerung der steuerlichen Zusténdigkeit ange-
regt, erbeten oder thematisiert?

Frage 19. Haben Berater, Rechtsanwaélte, Steuerberater oder sonstige Bevollméch-
tigte des DFB eine solche Verlagerung angeregt, erbeten oder themati-
siert?

Frage 20. Gab es politische Gespréche, Hinweise, Bitten oder Interventionen zuguns-

ten einer Zusténdigkeitsverlagerung?
Frage 21. Wurde der DFB vor der Entscheidung férmlich oder informell angehért?

Antwort: Die Fragen 17 bis 21 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.
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Ich habe lhnen bereits in der Vorbemerkung dargelegt, dass der DFB selbst nicht in die Entschei-
dungsfindung eingebunden war. Dies gilt auch im Hinblick auf von ihm etwaig beauftragte Perso-
nen. Der DFB wurde vielmehr erst im Anschluss informiert und hat ferner, wie gesetzlich vorge-
schrieben, seine schriftliche Zustimmung gegentber dem Finanzamt Bad Homburg vor der Hohe
erteilt.

Die Entscheidungsfindung ist ausschlieBlich in meinem Haus aufgrund der geschilderten Situa-
tion im Strafverfahren vor dem Landgericht Frankfurt am Main erfolgt.

Frage 22. Wurden Bedienstete des bislang zusténdigen Finanzamts zu der geplanten
Zustandigkeitsverlagerung angehért?

Frage 23. Gab es innerhalb der Finanzverwaltung fachliche oder organisatorische Be-
denken gegen die Zustandigkeitsverlagerung?

Frage 24. Falls ja: Welche Bedenken wurden von welcher Stelle gedul3ert und wie
wurde damit umgegangen?

Antwort: Die Fragen 22 bis 24 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.

Die Entscheidung zur Zustandigkeitsverlagerung ist rein steuerfachlicher Natur. Die Finanzbe-
hérden haben nach § 88 Abgabenordnung zugunsten und zuungunsten des Steuerpflichtigen alle
Umstande objektiv und unvoreingenommen zu prufen und eine sachgerechte Entscheidung zu
treffen.

Ist das in einer bestehenden Struktur ausnahmsweise nicht mehr gewahrleistet — wie es hier
jedenfalls durch das Landgericht Frankfurt am Main angenommen wurde —, ist es notwendig, flr
ein fachlich objektives Besteuerungsverfahren zu sorgen.

Organisatorische Belange haben in diesem Fall eine dienende Funktion, um den reibungslosen
Ubergang zu gewahrleisten. Die Hintergriinde und inhaltlichen Erwagungen unterliegen, wie in
der Vorbemerkung ausgefuhrt, auch gegenuber Bereichen der Verwaltung, die organisatorische
Aufgaben erflllen, genauso dem Steuergeheimnis wie eine Bekanntgabe nach aulen.

IV. Zusammenhang mit fritheren und laufenden Steuerverfahren des DFB

Frage 25. Welche Rolle spielten friihere Steuer- und Steuerstrafverfahren des DFB
bei der Priifung oder Entscheidung (iber die Zusténdigkeitsverlagerung?

Frage 26. Wurde die Aberkennung der Gemeinnditzigkeit fiir die Jahre 2014 und 2015
bei der Entscheidung beriicksichtigt?

Frage 27. Wurde der sogenannte Sommermérchen-Komplex bei der Entscheidung
berticksichtigt?

Frage 28. Wurde das Verfahren zur Bandenwerbung bei der Entscheidung bertick-
sichtigt?
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Antwort: Die Fragen 25 bis 28 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.

Wie bereits in der Vorbemerkung erwahnt, ist allein die Kritik der zweiten groRen Wirtschaftsstraf-
kammer des Landgerichts Frankfurt am Main an der Voreingenommenheit der Finanzbehérden
ausschlaggebend fir die Zustandigkeitsverlagerung gewesen.

Frage 29. Welche laufenden Einspruchs-, Klage-, AuRenpriifungs-, Gemeinniitzig-
keits-, Steuerstraf- oder BuRgeldverfahren des DFB werden durch die Zu-
sténdigkeitsverlagerung bertihrt?

Antwort: Wie bereits erlautert, betrifft die Zustandigkeitsverlagerung laufende Einspruchsverfah-
ren, Betriebsprifungen und die Besteuerung nach Kérperschaftssteuer, Gewerbesteuer und Um-
satzsteuergesetz. Steuerstrafverfahren bleiben unberihrt.

Frage 30. Welche Vorkehrungen wurden getroffen, damit laufende Verfahren durch
den Zustandigkeitswechsel nicht verzégert, beeinflusst oder neu bewertet
werden?

Antwort: Durch die Verlagerung der Zustandigkeit kommt es naturgemaR zu einer zeitlichen Be-
anspruchung; denn die bisher nicht mit dem Fall betrauten Beschaftigten haben sich in den Fall
einzuarbeiten. Dies geschieht unvoreingenommen und rein auf der Basis einer erneuten rechtli-
chen Prifung des vorliegenden Sachverhalts.

V. Gleichbehandlung, Transparenz und Folgen

Frage 31. Nach welchen allgemeinen Kriterien verlagert die hessische Finanzverwal-
tung die steuerliche Zusténdigkeit bei besonders komplexen oder konflikt-
belasteten Steuerfillen?

Antwort: Die Verlagerung ist im vorliegenden Einzelfall erfolgt, um jeglichen Anschein einer Vor-
eingenommenheit auszuraumen und eine objektive Prifung sicherzustellen. Sie basiert auf einer
Zustandigkeitsvereinbarung nach § 27 Abgabenordnung. Ich verweise darlber hinausgehend auf
meine Ausfuhrungen in der Vorbemerkung.

Frage 32. Wie viele vergleichbare Zusténdigkeitsverlagerungen bei Vereinen, Ver-
bénden, gemeinnlitzigen Kérperschaften oder sonstigen Grof3fallen gab es
seit dem 1. Januar 2015?

Antwort: Wie ich Ihnen vorhin bereits erlautert habe, ist eine Zustandigkeitsverlagerung stets im
Einzelfall zu betrachten. Jedes Verfahren ist individuell, und Verfahren sind nicht miteinander
vergleichbar. Insofern werden Sie sich nicht wundern, wenn ich Ihnen sagen kann, dass es keine
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vergleichbaren Falle gibt. Dies ist aber auch insofern unmittelbar einleuchtend als der Umstand,
dass ein Gericht der Steuerverwaltung bzw. den handelnden Bediensteten Voreingenommenheit
unterstellt, jedenfalls soweit wir das zurtickverfolgen konnten, in der Geschichte der hessischen
Steuerverwaltung einmalig ist. Insofern ist auch die Reaktion der Zustandigkeitsverlagerung aus
genau diesem Grund ebenso einmalig und wird es hoffentlich auch bleiben.

Frage 33. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass die Zusténdigkeitsverlagerung
nicht als Sonderbehandlung eines prominenten Steuerpflichtigen verstan-
den werden kann?

Antwort: Diese Fragestellung unterstellt, dass eine rechtmaflige Zustandigkeitsverlagerung nach
§ 27 Abgabenordnung allein deshalb als Sonderbehandlung verstanden werden musste, weil es
sich beim betroffenen Steuerpflichtigen um eine prominente Person, namlich um den DFB, han-
delt. Dieser Interpretation schliel3e ich mich bereits nicht an; das will ich ausdricklich hervorhe-
ben.

Ich habe Ihnen heute sehr ausflihrlich unsere Erwagungen und die Gesetzeslage dargelegt. Las-
sen Sie mich daher abschlieRend nochmals in aller Klarheit festhalten: Wir haben die zahlreichen
Hinweise aus dem gerichtlichen Verfahren ernst genommen. Hatten wir das nicht getan, wiirde
das Vertrauen in den Rechtsstaat Gefahr laufen, beschadigt zu werden; denn wir sind hoffentlich
hier einer Meinung, dass die Bekanntheit eines Steuerpflichtigen in unserem Land fir die Frage
des ordnungsmafRigen Verwaltungshandelns Gberhaupt keine Rolle spielen darf. Das gilt aber,
wie gesagt, in beide Richtungen.

Die Landesregierung hat mit ihrer Entscheidung nicht den DFB geschutzt. Sie hat die Glaubwdr-
digkeit, Neutralitat und Integritat der hessischen Finanzverwaltung geschutzt; denn Vertrauen in
den Rechtsstaat entsteht nicht nur dadurch, dass Entscheidungen rechtmafig getroffen werden,
Vertrauen entsteht auch dadurch, dass Entscheidungen fur die Burgerinnen und Burger nachvoll-
ziehbar, unabhangig und frei von jedem Anschein einer Vorfestlegung getroffen werden. Auch
das ist unabhangig von einer moglichen Prominenz des fraglichen Steuerpflichtigen. Insofern bin
ich auch dankbar, dass ich Gelegenheit habe, in der heutigen Sitzung die entsprechende Trans-
parenz herzustellen.

Frage 34. Welche personellen, organisatorischen oder finanziellen Auswirkungen hat
die Zustandigkeitsverlagerung auf das bisher zustdndige Finanzamt und
auf das Finanzamt Bad Homburg?

Antwort: Es liegt in der Natur der Sache, dass die Verlagerung der ortlichen Zustandigkeit auf-
grund einer Zustandigkeitsvereinbarung nach § 27 Abgabenordnung organisatorische und per-
sonelle Auswirkungen nach sich zieht.

Der Umsetzungsaufwand resultiert dabei insbesondere aus der notwendigen Intensitat der Fall-
bearbeitung, die wiederum aus dem gesetzlichen Auftrag der Steuerverwaltung resultiert, die
Steuer nach Maligabe der Gesetze gleichmalig festzusetzen und zu erheben. Zudem resultiert
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er aus der Komplexitat der Struktur des Steuerpflichtigen: Je komplexer diese ist, desto hoher ist
der Aufwand.

Dem bisher zustandigen Finanzamt Frankfurt am Main und dem nunmehr zustandigen Finanzamt
Bad Homburg vor der Hohe ist es dennoch mit den in diesem Zuge notwendigen Aufbau- und
ablauforganisatorischen sowie personellen Mallinahmen gelungen, den Zustéandigkeitswechsel in
der vorgegebenen Frist vollumfanglich zu vollziehen. Dabei hat sicherlich auch der hohe Digitali-
sierungsgrad der hessischen Steuerverwaltung geholfen. — Herr Vorsitzender, soweit mein Be-
richt. Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

Abgeordnete Marion Schardt-Sauer: Vielen Dank fiir Ihre Ausfihrungen, Herr Minister, die ich
als rechtspolitische Sprecherin sehr spannend finde, um es einmal ganz neutral zu formulieren.

Zunachst einmal zum Zeitstrahl: Wir haben am 4. Februar 2026 ein Urteil des Landgerichts, am
9. Februar 2026 eine Entscheidung der Steuerabteilung — nicht gerade um die Ecke —, am 10.
Februar 2026 gibt es einen Erlass, und am 11. Februar 2026 wird das Finanzamt Bad Homburg
vor der Hohe informiert: Das ist schon ein atemberaubendes Tempo.

Es ist zwar schon, dass der DFB heute vom Steuergeheimnis befreit. Wir hatten uns aber gern
verfassungsrechtlich dartiber austauschen kdnnen — was ich naturlich immer sehr gerne auch mit
Ihnen tue, Herr Minister —, was das Steuergeheimnis ist. Hier jedenfalls wiirde es auf keinen Fall
greifen.

Der DFB schreibt in seinem Finanzbericht, der passenderweise auch noch letzte Woche kam,
etwas von , [...] nach den vom Landgericht festgestellten massiven Verstéflien ist in Abstimmung
mit dem Hessischen Ministerium der Finanzen [...]* — Es kann sein, dass ich als Juristin da
manchmal etwas sperriger mit den Worten bin, aber eine Abstimmung ist etwas anderes als eine
Mitteilung. Vielleicht kénnten Sie das noch einmal erlautern.

Wenn am 4. Februar ein Landgericht — ich sage immer, die Politik sollte sich mit Kritik an Urteils-
spruchen zurtckhalten, und das umfasst die ganze Bandbreite — in einem Bereich lhrer Verwal-
tung urteilt, dann irritiert es mich doch ein bisschen, dass Sie nicht erst einmal mit der Verwaltung
Rucksprache halten und den Austausch darlber suchen, sondern noch nicht einmal eine Woche
danach ein Erlass aus dem Ministerium kommt, der sagt: ,Frankfurt auf keinen Fall mehr, gene-
rell, und Ubrigens auch dauerhaft.“ — Haben Sie kein Vertrauen zum Finanzamt Frankfurt? Diese
Frage stellt sich mir.

Zudem war die Historie so, dass es schon ein bisschen ausgewogener war in der Zeit, als der
DFB sich mit der Justiz in Frankfurt auseinanderzusetzen hatte bzw. in erster Stufe natirlich mit
der Finanzverwaltung. Es gab zwei grol3e Prozesse, von denen der zur WM 2006 mit einer Ver-
urteilung endete, abgeschlossen, und der zur Bandenwerbung mit einem Freispruch. Ich wurde
sagen, das ist eine gute Quote. Da kann man jetzt nicht unbedingt sagen, die seien da ganz
schlecht im Rennen. In einem Fall dauern die Ermittlungen an.

Zum Verfahren betreffend die GemeinnUtzigkeit. Das Amtsgericht Bad Homburg soll ja nach Ihren
Ausflihrungen mit der Prifung der Gemeinniitzigkeit von 2014/2015 noch einmal bei null anfan-
gen. Haben Sie da Uberhaupt kein Vertrauen mehr in lhre eigene Verwaltung? Was veranlasst
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dazu? Hatte es kein anderes Mittel gegeben, um hier zu reagieren? — Das einmal zu diesem
Komplex; denn der Zeitstrahl ist schon bemerkenswert, und ich hatte von einem Behdrdenchef
erst einmal erwartet, dass er mit Blick auf das Finanzamt Frankfurt — was da aus dem Landgericht
kam ist etwas, das muss ernst genommen werden, das will ich gar nicht in Abrede stellen — sagt,
das musse zunachst einmal intern geklart werden. Das ist der eine Punkt.

Die zweite Frage lautet, was das Wort ,Abstimmung“ des DFB im eigenen, 6ffentlich zuganglichen
Finanzbericht bedeutet. Gab es vor dem 9. Februar, der Entscheidung der Steuerabteilung, Ge-
sprache zwischen Mitarbeitern Ihrer Behérde und dem DFB?

Drittens gestatten Sie mir noch einmal etwas klarzustellen — es ist ja interessant, wie manche
Fallkonstellationen dazu fiihren, sich mit Normen auseinanderzusetzen, von denen man erst
glaubte, sie spielten gar keine differenzierte Rolle —: Zu § 27 Abgabenordnung gibt es einen bun-
desweiten Anwendungserlass — es ist ja nachvollziehbar, dass es mit Blick auf die Gerechtigkeit
Uberall gleich ist —, und die einschlagige Kommentarliteratur beschreibt ihn Gbrigens als Instru-
ment der Verwaltungsvereinfachung, Zweckmafigkeit — Sie hatten gerade witzigerweise das Ge-
genteil davon benannt mit Blick auf die Bundelung von Zustandigkeiten, allerdings erfahren wir
jetzt eine Aufsplitterung der Zustandigkeiten, internationale Sachverhalte passen auch nicht so
ganz —, Vermeidung von Zustandigkeitszersplitterung und Zusammenfuhrung verschiedener
Steuerarten.

All das passt irgendwie nicht so ganz. Stimmen Sie mir daher zu, dass das ein atypischer Anwen-
dungsfall von § 27 Abgabenordnung ist? Welche ZweckmaRigkeitsgesichtspunkte waren aus-
schlaggebend dabei, gerade aufgrund der Kirze des Zeitstrahls, einen wirklich sehr, sehr aus
diesem Anwendungserlass herausbrechenden Einzelweg zu gehen? — Das waren erst einmal
meine drei Fragen, vielen Dank.

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Ja, in einer Hinsicht ist der Fall sicherlich atypisch: Solche
Vorwirfe, wie sie in diesem Verfahren vor der Wirtschaftsstrafkammer erhoben wurden, habe ich
ehrlich gesagt noch nicht gelesen und méchte ich auch in Zukunft nicht mehr lesen, was die
hessische Finanzverwaltung angeht.

Insofern ist das schon ein relativ einmaliger Fall, aber daflir gibt es ja auch solche Begriffe wie
Zweckmaligkeit, dass man auch Dinge abwagen kann, die so vielleicht noch nicht vorgekommen
sind und, wie gesagt, auch hoffentlich nicht mehr vorkommen werden.

Warum wir das flr zweckmaRig gehalten haben, habe ich Ihnen erlautert: weil es darum geht,
auch den Anschein, dass diese Vorwirfe berechtigt sein kénnen, fir die Zukunft zu vermeiden.

Vielleicht erst einmal noch zur Zeitschiene: Das Urteil ist am 4. Februar ergangen, aber die Au-
Rerungen der Vorsitzenden Richterin waren ja schon in der mindlichen Verhandlung mehr als
eindeutig, und sie sind auch in der Presse entsprechend wiedergegeben worden. Insofern war
das Urteil quasi nur die finale Bestatigung der zuvor erhobenen Vorwiirfe.

Wir missen — auch das habe ich vorhin schon ausgeflihrt — zwischen der Wirkung nach innen
und der Wirkung nach aul3en trennen. Nach innen: Ich habe ausdricklich gesagt, ich mache mir
diese Vorwurfe inhaltlich nicht zu eigen, weil wir uns das jetzt erst einmal sehr genau angucken.
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Deswegen ist die interne Revision beauftragt und natirlich wird dort mit allen Beteiligten auch
innerhalb unserer Verwaltung entsprechend gesprochen werden. Wir werden versuchen, das al-
les so gut wie moéglich zu rekonstruieren, und dann werden wir auch sehen, was wir da mdglich-
erweise fur berechtigt halten und was nicht. Das wird aber Zeit brauchen. Das ist ein sehr kom-
plexer Fall mit ich weil3 nicht wie vielen Regalmetern an Akten. Das wird sorgfaltig untersucht
werden mussen.

Jetzt zum Verhaltnis nach au3en: Wir kénnen aber die laufenden Verfahren jetzt nicht alle ,on
hold“ legen, nach dem Motto ,Jetzt missen wir einmal schauen, bis wir das alles intern aufgear-
beitet haben, und dann nehmen wir den Ball irgendwann wieder auf.“ — Da hat ein Steuerpflichti-
ger, auch wenn er prominent ist, Anspruch darauf, dass das Verfahren ordentlich vorangetrieben
und einer Entscheidung zugefihrt wird. Und deswegen, wegen dieser zeitlichen Parallelitat, ist
es erforderlich, dass nach auf3en hin jemand — oder eine Institution, in diesem Fall das Finanzamt
—, der in all das vorherige, was zu untersuchen ist, nicht eingebunden war, die Sache tUbernimmt,
damit die Unvoreingenommenheit auf jeden Fall nach auRen gewahrleistet ist. Wie das nach in-
nen aussieht, das schauen wir uns jetzt im Einzelnen an.

Was schliel3lich den Finanzbericht des DFB angeht: Was die mit den Abstimmungen meinen, das
mussen Sie den DFB notfalls selber fragen — wir haben den nicht geschrieben und nicht korrek-
turgelesen.

Ich habe Ihnen vorgetragen, was tatsachlich passiert ist: Es war eine rein interne Entscheidung,
die wir in unserem Haus nach steuerfachlichen Gesichtspunkten getroffen haben. Uber diese
Entscheidung ist der DFB informiert worden und er ist um seine Zustimmung gebeten worden,
weil das in der Abgabenordnung so vorgeschrieben ist. Andere Abstimmungen oder Kontaktauf-
nahmen haben zu dieser Frage mit dem DFB nicht stattgefunden.

Abgeordnete Marion Schardt-Sauer: Fir das Protokoll: Die Frage lautete ja, ob vor dem 4. Feb-
ruar 2026 ein Gesprach zwischen Mitarbeitern Ihres Hauses und dem DFB dazu stattfanden. Das
war nicht der Fall — habe ich das richtig verstanden?

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Jedenfalls nicht Giber die Frage einer mdglichen Zustan-
digkeitsverlagerung.

Abgeordnete Miriam Dahlke: Vielen Dank fir die ausflhrliche Beantwortung und Transparenz,
Herr Minister. Ich bin auch dankbar — Sie hatten gesagt, Sie seien dankbar, dass Sie die M6g-
lichkeit hatten, hier so transparent zu berichten —, dass wir diesen Dringlichen Berichtsantrag
gestellt haben, weil nur dadurch haben Sie jetzt so transparent berichtet. Ehrlich gesagt, hatten
Sie naturlich jederzeit die Moglichkeit, auch entsprechend auf Presseanfragen zu antworten. Bis-
her war das ja alles nicht so transparent. Von daher lohnt es sich dann doch durchaus, auch hier
im Landtag nachzufragen.

De/be 19 HHA 21/30 — 10.06.2026



% pef

21. WAHLPERIODE i HESSISCHER
el L

el L ANDTAG

Wir finden das einen sehr drastischen Vorgang. Es ist ja wirklich drastisch, dass man sich von-
seiten der Hausleitung mit einem solchen Erlass im Prinzip politisch in die Steuerverwaltung ein-
mischt, wenn ich das einmal so sagen darf, und es ist auch ein drastischer Vertrauensentzug
gegenuber dem Finanzamt Frankfurt und der OFD, dass Sie jetzt so gehandelt haben.

Weil Sie immer von einer mdglichen Voreingenommenheit und den méglichen Vorwlrfen gespro-
chen haben, sagten Sie, dem jetzt nachgehen und eine interne Revision beauftragen zu wollen.
Da wirde mich interessieren: Missen wir dann einen weiteren Dringlichen Berichtsantrag stellen,
in dem wir danach fragen, was dabei herauskommt, oder werden Sie da von sich aus berichten?

Habe ich es richtig verstanden, dass Sie Zweifel an der Aberkennung der Gemeinnutzigkeit des
DFB in den Jahren 2014 und 2015 haben? Warum soll das jetzt noch einmal neu gepruft werden
vom Finanzamt Bad Homburg vor der H6he?

Meine letzte Frage. Es gibt im Prinzip das Steuerverfahren und das Strafverfahren. Das Urteil im
Februar betraf nur das Strafverfahren. Hat das denn aus |hrer Sicht jetzt auch Auswirkungen oder
eine Signalwirkung auf den Ausgang des Steuerverfahrens? Das hangt ja durchaus zusammen,
auch wenn vor Gericht nur das Strafverfahren verhandelt worden ist.

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: In der Tat, Frau Kollegin Dahlke, hangt das naturlich schon
zusammen. Aber in welcher Form und was das fir Konsequenzen hat, dazu werde ich mich nicht
aulern. Das ist genau der Punkt, der rein steuerfachlich zu beurteilen ist, bei dem es genau
darum geht, dass eine Behoérde unvoreingenommen und objektiv, einfach nach fachlichen Krite-
rien, diese Sache beurteilt. Deswegen mische ich mich in die Frage, was fur Konsequenzen das
hat, wirklich in keiner Weise ein. Deswegen weise ich auch zurlick, dass das in irgendeiner Form
einen politischen Hintergrund hatte. Wir missen die Frage der Gemeinnutzigkeit noch einmal
anfassen, weil ein Einspruchsverfahren lauft. Die einzige Frage ist, welches Finanzamt sich das
anschaut.

Damit komme ich zu einem Punkt, den ich auch noch einmal ganz klarstellen will: Der Begriff
,vertrauensentzug® ist hier einfach nicht angebracht; darum geht es nicht, sondern es geht um
den Anschein der Voreingenommenheit, der moglicherweise nach aufen besteht. Auch geht es
um die Fursorge fir unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Insofern ist es das Gegenteil von
Vertrauensentzug. Versetzen Sie sich doch einfach einmal in die Position der Finanzbeamtinnen
und Finanzbeamten, die in dieser Form Kritik ausgesetzt waren — immerhin von einem Gericht
und am Ende auch in einem rechtskraftigen Urteil so gedulRert. Von denen zu verlangen, sie
sollten jetzt so tun, als ware das alles nicht gewesen und einfach noch einmal voéllig neu, von
vorne, unvoreingenommen da draufschauen: das ist ein immenser Druck, der da auf den ent-
sprechenden Personen lastet, und den will ich auch von diesen Personen wegnehmen, indem
eben jemand anderes, der nicht belastet ist — sowohl nach auf3en als auch selbst nicht belastet
ist —, sich die Sache noch einmal neu anschauen soll.

Abgeordnete Miriam Dahlke: Dazu direkt eine Frage: Wenn dieser Wechsel der Zustandigkeit
im Einvernehmen mit allen Beteiligten passierte, warum braucht es dann tiberhaupt einen Erlass?
Ich hatte die Abgabenordnung so verstanden, dass dieser Wechsel auch ohne Erlass hatte
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erfolgen koénnen. Das Klingt fiir mich also schon nach einer Entscheidung von oben, ,lhr misst
jetzt wechseln.”

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: So habe ich das ja auch dargestellt. Das ist eine Entschei-
dung der Steuerabteilung meines Hauses, die gesagt hat ,Hier brauchen wir eine solche Verla-
gerung®, und von den Behérden muss das entsprechend umgesetzt werden. Aber die Entschei-
dung ist in der Steuerabteilung des Finanzministeriums getroffen worden.

Abgeordneter Patrick Schenk: Ich will fir meine Fraktion nur ganz kurz anmerken, dass es oft-
mals umgekehrt ist, dass die Opposition der Regierung vorwirft, nicht schnell genug zu handeln,
gerade, wenn ein besonderes Urteil ergangen ist.

Hier hat die Regierung jetzt auerordentlich schnell gehandelt. Das kann man gut oder schlecht
finden, aber man kann ihr auf jeden Fall nicht vorwerfen, schnell gehandelt zu haben. Wie die
Regierung ein solches Urteil bewertet, das steht ihr frei; das steht uns natirlich auch frei. Aber
ich finde, der Vorwurf ist vielleicht nicht ganz so richtig — lieber schnelles Handeln als gar kein
Handeln, wenn mafRgebliche Urteile ergehen.

Ich habe zwei Fragen. Zu dem Vorwurf, dass der DFB von ,Abstimmungen® mit den Behérden
oder dem Ministerium gesprochen hat, haben Sie jetzt gesagt, Sie hatten keinen Einfluss darauf,
was der DFB veroffentlicht. Aber das ist in der Tat ein Punkt, bei dem man als AuRenstehender
sagt ,Moment mal, was ist denn da los? Das darf ja gar nicht sein“. Meine konkrete Frage: Hatten
Sie da nicht vielleicht doch noch einmal nachsteuern missen, um zu sagen, es ist keine Abstim-
mung, die gegen Recht und Gesetz versto3t? — Das ist die eine Frage.

Die zweite Frage. Nun ist es in Frankfurt so, dass der Vorwurf der groRen Wirtschaftsstrafkammer
lautete, dass es hier ein ganz intensives Zusammenspiel von Finanzbehdrden, Steuerfahndern
und Staatsanwaltschaft gegeben hatte.

(Marion Schardt-Sauer: Ist das schlimm?)

Das steht ja irgendwie im Raum. Ware es hier nicht vielleicht zielfihrend, insofern in Frankfurt
nachzusteuern, dass das Ministerium dann guten Gewissens sagen kann ,Wir haben dort gehan-
delt, die sind auf einem guten Weg, da sind eventuell auch Fort- und WeiterbildungsmafRnahmen
gelaufen.” Oder ist da schon etwas im Gange, zu dem Sie jetzt Stellung nehmen kénnen? — Das
ware die zweite Frage.

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Also so eindeutig juristisch definiert ist der Begriff ,Abstim-
mung“ jetzt auch nicht, dass wir jetzt auf den DFB hatten zugehen missen nach dem Motto ,lhr
musst den Finanzbericht noch nachtraglich korrigieren.“ Wie gesagt: wir kriegen so etwas nicht
vorher zu lesen.

Deswegen kann ich es nur noch einmal wiederholen: Es ist so gelaufen, wie ich es dargestellt
habe. Mit welchem Begriff man das jetzt belegt, das liegt bis zu einem gewissen Grad nicht in
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unserer Hand. Aber auf jeden Fall ist wichtig: es gab keinerlei Voreinbindung in diese Entschei-
dungsfindung, keinerlei Diskussion mit dem DFB Uber diese Sache, weil das eine rein verwal-
tungsinterne Entscheidung ist.

Wenn es durch die Abgabenordnung nicht vorgeschrieben gewesen ware, dass der Betroffene
seine Zustimmung geben muss, dann hatten wir das einfach nur irgendwann einmal mitgeteilt —
so, wie wir das ja auch bei anderen Zustandigkeitszusammenfassungen bei Finanzamtern tun.
Dann bekommt der Steuerpflichtige irgendwann eine Nachricht: ,Ubrigens, lhre Steuerakte wird
jetzt bei dem Finanzamt so und so gefiihrt.“ Das geht halt in diesem Falle aufgrund der Abgaben-
ordnung nicht. Aber mehr ist nicht gelaufen.

Auch zu lhrer zweiten Frage kann ich nur wiederholen: deswegen haben wir die Angelegenheit
der internen Revision Ubergeben, und jetzt es geht erst einmal darum, den Sachverhalt flr uns
zu ermitteln und aufzuklaren. Dann werden wir zu entscheiden haben, ob und welche Konse-
quenzen daraus zu ziehen sind.

(Patrick Schenk: Und gegebenenfalls berichten!)

— Auch das, soweit es das Steuergeheimnis zuldsst.

Abgeordnete Marion Schardt-Sauer: Und soweit es die Gewaltenteilung zulasst. — Ich méchte
noch einmal ein bisschen an dem Zeitablauf arbeiten und den Fokus auf eine Pressemeldung
des DFB zum Freispruch in dem Steuerprozess richten.

Der Zeitkanal ab dem 4. Februar ist sehr Uberschaubar: Am selben Tag hat der DFB eine Pres-
semeldung herausgegeben — was aus der Sicht eines solchen Verbandes vdllig legitim ist, der
freut sich natirlich — und gesagt, seiner Argumentation sei gefolgt worden. Es ist ja auch nichts
Schlimmes, wenn man in diesem Land Rechtsstreitigkeiten gewinnt oder verliert; das ist imma-
nent.

Er sagt weiter, die Rollen von Steuerfahndung und OFD seien kritisch zu hinterfragen, der DFB
schlief3e sich den Ausfuhrungen der Richterin ab. Worauf ich aber eigentlich hinauswill, das steht
im Schlusssatz: ,Der DFB fordert die hessische Landespolitik auf, die sich auch aus den Worten
des Gerichts ergebenen Vorwilrfe umfassend aufzuklaren.“ — Das war anscheinend sehr wirk-
machtig. Inwieweit ist das Ganze eine Reaktion auf die Pressemeldung des DFB, oder hat tber
diese Meldung — ich gehe davon aus, dass wenn der DFB eine solche Pressemeldung abgibt, er
natirlich auch den Austausch mit der hessischen Landespolitik sucht, bevorzugt mit der Regie-
rung statt mit der Opposition — ein Austausch dazu stattgefunden? Die haben sich ja schon sehr
intensiv auch in der Pressemeldung mit diesen Vorkommnissen auseinandergesetzt.

Eine zweite Nachfrage. Sie hatten gesagt, dass auch die OFD Teil des Vorwurfs war. Daher frage
ich noch einmal ganz konkret: Sie haben eben so in den Raum gestellt, wie sich ein Mitarbeiter
des Finanzamts Frankfurt oder der OFD flhlen musse — das frage ich mich jetzt wirklich: Am 4.
Februar gibt es ein Urteil, es gibt eine Pressemeldung des DFB, und nur sechs Tage spater
kommt ein Erlass, der sich liest wie ,Finanzamt Frankfurt, du bist ein ganz schlechtes Finanzamt.”
— So wirkt das nach aul3en.
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Da frage ich Sie noch einmal: Gab es unmittelbar einen vertrauensvollen Austausch als Landes-
minister? Als Behérdenchef vertraue ich doch erst einmal denjenigen, die tagtaglich die Arbeit
machen, bei denen wir als Haushaltspolitiker uns flir ihre Arbeit in den Finanzamtern immer be-
danken. Natlrlich muss man dem nachgehen, da haben Sie ja véllig recht. Aber inwieweit hat
dieses Gesprach stattgefunden? Die OFD ist jetzt unglicklicherweise auch noch beschuldigt wor-
den, und alle, die beschuldigt wurden, sind raus aus dem Rennen.

Deshalb wirde ich schon gerne in paar Worte mehr von Ihnen dazu héren, Herr Minister; denn
es ist in der Tat schon ein befremdlicher Umgang mit dem ganzen Vorgang.

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Es ist ja klar, dass die das so darzustellen versuchen. Das
ist der Job der Opposition, weil man ja der Regierung in irgendeiner Form am Zeug flicken will.
Aber noch einmal: ich betrachte das als Uberhaupt nicht befremdlich; ich bin da fundamental an-
derer Auffassung. Ich bin der Ansicht, dass wenn solche Vorwirfe im Raum stehen, es fir die
Integritat der Verwaltung nach aufden erforderlich ist, hier sozusagen — in unserem Job wirde
man es vielleicht manchmal so sagen — eine Art Chinese Wall einzuziehen, um eben diejenigen,
die mit diesen Vorwirfen konfrontiert sind, erst einmal aus der Schusslinie zu nehmen und eine
garantiert neutrale, unvoreingenommene Befassung durch andere Fachleute, tUber die wir zum
Glick genauso verfligen, die sich eben diesen Fall frei von allen Vorbelastungen anschauen kon-
nen, zu gewahrleisten. — Das finde ich nicht nur nicht befremdlich, das finde ich, ehrlich gesagt,
fast die einzig mogliche Reaktion.

Darlber kénnen wir uns gerne weiter unterhalten, wenn Sie das anders bewerten und sagen,
~Ach, was so ein Landgericht bzw. die Vorsitzende Richterin da gesagt hat, das kann man erst
einmal beiseitelegen, die sollen ruhig erst einmal so weitermachen.®

(Marion Schardt-Sauer: Das habe ich nicht gesagt, Herr Minister! Sie versuchen jetzt
umgekehrt, es nach Absurdistan zu ziehen!)

—Ja, da sehen Sie es. Ich wollte es jetzt bewusst auch einmal demonstrieren, liebe Frau Kollegin
Schardt-Sauer. Ich habe jetzt genau das mit Ihnen gerade gemacht, was Sie die ganze Zeit mit
mir machen, namlich die Satze so umzudrehen, dass man ihnen eine bestimmte Schlagseite
geben kann. Deswegen bin ich dankbar fir lhre Reaktion; denn dann verstehen Sie hoffentlich
auch meine.

(Marion Schardt-Sauer: Erklaren Sie auch, warum die Verlagerung dauerhaft ange-
legt ist?)

Zu der Pressemitteilung kann ich lhnen eine ganz einfache Antwort geben: Das hat einfach gar
keine Wirkung bei uns. Ich richte mich doch nicht nach Pressemitteilungen von Steuerpflichtigen,
auch wenn sie so prominent sind. Ich bzw. wir hatten diese Entscheidung exakt so getroffen, auch
wenn es Uberhaupt keine Pressearbeit vonseiten des DFB gegeben hatte.

Abgeordnete Marion Schardt-Sauer: Ich wirde gerne einmal wissen, ob im Ministerium Gespra-
che mit den Akteuren des Finanzamts und der OFD stattfanden.
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Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Die finden jetzt statt; das ist Bestandteil der Untersuchung,
die wir durchfliihren. Ob da schon welche stattgefunden haben, kann ich jetzt aus eigenem Be-
kunden nicht sagen.

(Marion Schardt-Sauer: Sehr vertrauensvoll! — Miriam Dahlke: Das kdnnen Sie ja
nachliefern! — Marion Schardt-Sauer: Man kénnte sich ja erinnern, wenn man mit
jemandem gesprochen hat! — Gegenruf Lena Arnoldt: Wenn man nichts mehr hat,
wird man unverschamt!)

— Ich persdnlich habe das nicht getan. Das ist an dieser Stelle auch nicht die Sache des Ministers.

Abgeordnete Miriam Dahlke: Ich hatte noch ein paar wenige Fragen. Wann haben Sie denn das
erste Mal von einer méglichen Voreingenommenheit der Steuerverwaltung erfahren? War das mit
der Verkindung des Gerichtsurteils, oder schon vorher, und wenn ja, wann war das?

Dann habe ich noch die Frage, warum die Verlagerung dauerhaft ist. Ware es nicht eigentlich
logisch, solange die Aufklarung intern lauft, zu sagen: ,Jetzt kimmert sich ein anderes Finanzamt
darum®, und wenn alles aufgeklart und alles klar ist, dass vielleicht auch keine Voreingenommen-
heit bestand, dass man dann sagt: ,Zustandig ist das Finanzamt Frankfurt, deswegen wird es
wieder zuriickgeholt“? Warum ist es eine dauerhafte Verlagerung?

Kdnnen Sie sagen, wie oft sich der DFB bei der Steuerverwaltung Uber eine mogliche unfaire
Behandlung beschwert hat?

Meine letzte Frage: Ist das das erste und einzige Mal gewesen, dass durch einen solchen Erlass
dieser Wechsel erfolgt ist, oder gab es das schon einmal in Hessen? Ansonsten finde ich, hatten
wir hier einen Prazedenzfall, und es ist nun einmal ein sehr prominenter Steuerzahler. Kénnen
wir davon ausgehen, dass bei anderen Gerichtsverhandlungen so etwas noch &fter passiert?

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Gerne. Das waren drei Fragen, Frau Kollegin Dahlke. Zum
Ersten. Erfahren habe ich davon, als ich die Presseberichterstattung Uber den Prozess vor dem
Landgericht gelesen habe. Das war sozusagen das erste Mal, dass ich damit konfrontiert worden
bin. Ich kann jetzt nicht mehr genau auf das Datum datieren, aber Sie kdnnen in den Pressearti-
keln nachschauen, wann Uber das Verfahren berichtet worden ist — ich glaube, das war irgend-
wann im Januar. Aber gehen Sie davon aus, dass der Presseartikel relativ schnell den Weg auf
meinen Schreibtisch gefunden hat. Dadurch habe ich es erfahren.

Was die Frage der Dauerhaftigkeit angeht, kdnnen wir einfach noch nicht absehen, wie lange die
Aufarbeitung dieses Verfahrens intern dauern wird. Deswegen hatte es einfach keinen Sinn ge-
macht, hier eine Befristung vorzunehmen. Das ist ohne Prajudiz fir mdgliche zukiinftige Entschei-
dungen, auch wieder einer Rick- oder anderweitigen Verlagerung — die kann man genauso tref-
fen, wie diese Entscheidung jetzt getroffen worden ist. Aber jetzt wollen wir erst einmal in Ruhe
Klarheit in die ganze Angelegenheit bringen.
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SchlieBlich zu der Frage, was den Prazedenzfall anbetrifft. Ich habe ja schon meiner Hoffnung
Ausdruck verliehen, dass ich solche Aulerungen aus einem Gerichtsverfahren (iber unsere Ver-
waltung nicht mehr lesen muss. Ich will auch ausdricklich dazu sagen, ich bin ja froh, dass es
ein einmaliger Vorgang ist, dass wir sowas auch in der Vergangenheit nicht hatten. Das zeigt ja,
dass unsere Verwaltung grundsatzlich sehr gut und auch weitestgehend kritikfrei arbeitet.

Das ist jetzt ein singularer Fall, der hoffentlich auch singular bleiben wird. Insofern erhoffe ich mir
auch, dass er keine Prazedenzwirkung entfalten wird. Ich will aber einen Punkt wirklich auch noch
einmal ganz klarstellen, damit das hier auch wirklich ganz klar statuiert wird: Auch wenn das hier
nicht der DFB gewesen ware, sondern das Steuerstrafverfahren gegen — ich will jetzt niemanden
namensmafig diskreditieren, aber nennen wir ihn einmal so — Heinz Miller, und die Strafkammer
des Landgerichts hatte in diesem Verfahren gegen Heinz Miller die gleichen Vorwlirfe gegen
unsere Verwaltung erhoben, wie wir sie hier gelesen haben, dann wirde ich exakt die gleiche
Entscheidung treffen. Das hat mit der Frage, ob es Heinz Miller oder der DFB ist, Gberhaupt
nichts zu tun.

Abgeordnete Marion Schardt-Sauer: Noch einmal eine klarstellende Nachfrage, weil Gegen-
stand der Berichterstattung auch die Frage war, wo die Zustandigkeit der strafrechtlichen Beglei-
tung bzw. Betreuung — idealerweise Nichtbetreuung — des Verbandes stattfindet. Wie ich Sie
verstanden habe, ist das jetzt gesplittet. Klar, es gibt das Tatortprinzip, aber das ist ein bisschen
schwierig. Ist es jetzt die Staatsanwaltschaft Frankfurt oder Wiesbaden? Der Sitz bleibt ja jetzt in
Frankfurt, aber das steuerliche Kerngeschaft wird durch das Finanzamt Bad Homburg betreut.
Welche Staatsanwaltschaft ware zustandig, wenn es zu Strafverfahren kommen sollte?

Minister Prof. Dr. R. Alexander Lorz: Die Zustandigkeit der Staatsanwaltschaften ist eine Frage,
die ich mich jetzt aus der Hand nicht zu beantworten traue.

(Marion Schardt-Sauer: Weil Sie eben darauf eingegangen sind, das habe ich falsch
verstanden!)

— Nein, ich bin darauf eingegangen, dass ich gesagt habe, es hat keine Zustandigkeitsverlage-
rung bezuglich Steuerstrafverfahren stattgefunden, weil das gar nicht ginge, sondern eben nur,
was die steuerrechtlichen Fragen angeht. Aber was fiir Konsequenzen das fir die Zustandigkeit
der Staatsanwaltschaften hat, wiirde ich jemanden vom Justizministerium bitten, da zur Hilfe zu
kommen.

(Marion Schardt-Sauer: Das kénnen Sie auch nachreichen!)

MR Dr. Schmitt-Kastner: Ad hoc kann ich als Haushalter Ihnen das auch nicht beantworten. Da
musste tatsachlich im Einzelnen geschaut werden, welche Staatsanwaltschaft zustandig ist. Das
lasst sich aber sicherlich relativ einfach klaren.
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Beschluss zu 1.:
HHA 21/30 — 10.06.2026
Der Dringliche Berichtsantrag gilt mit der Entgegennahme des
mindlichen Berichts des Hessischen Ministers der Finanzen im
Haushaltsausschuss als erledigt.
(einvernehmlich)
Zuvor kam der Ausschuss einvernehmlich Gberein, den Dringli-
chen Berichtsantrag in offentlicher Sitzung zu behandeln.
Beschluss zu 2.:
HHA 21/30 — 10.06.2026
Der Dringliche Berichtsantrag gilt mit der Entgegennahme des
mindlichen Berichts des Hessischen Ministers der Finanzen im
Haushaltsausschuss als erledigt.
(einvernehmlich)
Zuvor kam der Ausschuss einvernehmlich Gberein, den Dringli-
chen Berichtsantrag in offentlicher Sitzung zu behandeln.
(Ende des offentlichen Teils; es folgt der nicht 6ffentliche Teil)
De/be 26 HHA 21/30 — 10.06.2026



	Stenografischer Bericht öffentlicher Teil
	Anwesende:

	Öffentlicher Teil
	1. Dringlicher Berichtsantrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Der DFB und die hessische Steuerverwaltung – Drucks. 21/4534 –
	2. Dringlicher Berichtsantrag Fraktion der Freien Demokraten Zuständigkeitsverlagerung der steuerlichen Betreuung des Deutschen Fußballbunds (DFB) vom Finanzamt Frankfurt zum Finanzamt Bad Homburg – Drucks. 21/4538 –


